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1 

1 Zur ökonomischen Wirkung des Austrittsrechtes 
- Einleitung - 

1.1 Problemstellung 

Seit der Unterzeichnung der Römischen Verträge 1957 durch die 
sechs Staaten Belgien, Luxemburg, Niederlande, Italien, Frankreich 
und Deutschland hat die damit begründete Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft eine Entwicklung durchlaufen, die in dieser Art und 
Weise weltweit einmalig ist: In den letzten 50 Jahren hat sich diese 
wirtschaftlich eng kooperierende Gemeinschaft nicht nur um zahlrei-
che Länder erweitert, sondern es wurde gleichzeitig auch die Vertie-
fung des Integrationsraumes vorangetrieben, infolgedessen die Har-
monisierung und Zentralisierung vieler Politikbereiche zugenommen 
hat. Viele Entscheidungen, die für die Mitgliedsländer unterschiedli-
che Konsequenzen nach sich ziehen können, werden nun zentral in 
Brüssel getroffen. 

Die Parallelität von Erweiterungs- und Vertiefungsprozessen hat 
sich dabei als konfliktträchtig herauskristallisiert und den Integrati-
onsprozess vor immer wieder neue Herausforderungen gestellt. Im 
Zuge der Erweiterungen – insbesondere um die süd- und osteuropä-
ischen Länder – ist die Heterogenität der Mitgliedsländer weiter ge-
stiegen. Wiesen die Gründerstaaten noch ein wirtschaftlich ver-
gleichbares Entwicklungsniveau auf, so haben fast alle Erweite-
rungsrunden zu mehr Einkommensdivergenzen zwischen den Mitg-
liedsländer geführt. In der jetzigen Gemeinschaft ist der Unterschied 
zwischen dem ärmsten und dem reichsten Land enorm: Bulgarien, 
das der Gemeinschaft 2007 beigetreten ist, verfügt über ein BIP pro 
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Kopf in Höhe von 4.735,54 Euro, während Luxemburg als Grün-
dungsmitglied mit einem fünfzehnfach höherem BIP pro Kopf, d. h. 
74.550,76 Euro aufwarten kann.1  

Diese großen Einkommensunterschiede prägen die Interessenlage 
der Mitgliedsländer ganz erheblich: Die mit einer Mitgliedschaft er-
zielbaren Subventionen im Bereich der EU-Agrarpolitik und der EU-
Regional- und Strukturpolitik sind beispielsweise gerade für die är-
meren, strukturell weniger gut entwickelten und größtenteils auf 
Landwirtschaft ausgerichteten Länder von großer Bedeutung. Diese 
befürworten insbesondere auch zentrale Maßnahmen, durch die sie 
ihre Landwirtschaft besser gegenüber Drittstaaten abschotten kön-
nen, d. h. mehr Protektionismus gegenüber Nicht-EU-Mitgliedern. 
Für die reicheren, weiter entwickelten Industrieländer hingegen ste-
hen beispielsweise die mit dem Gemeinsamen Markt möglichen und 
die im Rahmen der handelspolitischen Positionierung der EU er-
reichbaren Handelsgewinne im Vordergrund.2  

Die Heterogenität in den Interessen hat dabei weit reichende Folgen 
für die weitere Vertiefung der Union: Nicht nur werden Entschei-
dungsfindungsprozesse durch divergierende Haltungen erschwert, 
sondern es gestaltet sich als zunehmend schwierig, sich auf gemein-
same Ziele zu einigen, die für die Weiterentwicklung der Europä-
ischen Union notwendig sind. Die Umsetzung dieser Ziele kann für 
einzelne Mitgliedsländer (zunächst) mit Verlusten verbunden sein, 
sodass sie für ihre Zustimmung zur vertieften Integration ein Entge-
genkommen der EU erwarten. 

Diesen Schwierigkeiten, die mit den unterschiedlichen Präferenzen 
einhergehen, kann auf zentraler Ebene nun auf ganz unterschiedli-
cher Weise begegnet werden: Um die Entscheidungsfindungsprozes-
se zu beschleunigen, könnten zunächst die Abstimmungsverfahren 

                                                 
1  Es handelt sich hierbei um das jeweilige Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen pro Kopf, 

Stand 2008 (Quelle Eurostat).  
2  Vgl. Brasche (2008), S. 5. 
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durch eine Herabsetzung des Quorums vereinfacht werden, was 
gleichbedeutend mit der Zurückdrängung der Einstimmigkeitsregel 
ist. Im Vertrag von Lissabon wurde diesem Umstand Rechnung ge-
tragen, indem zukünftig der Abstimmungsmodus der qualifizieren 
Mehrheit von bisher 137 auf 181 Politikbereiche3 ausgeweitet wer-
den soll.4  

Eine weitere Möglichkeit ist es, denjenigen Ländern, die eine weitere 
Vertiefung unter den gegebenen Bedingungen nicht mittragen kön-
nen oder wollen, ein Zugeständnis als Preis für ihre Zustimmung zu 
gewähren. Vergünstigungen jeglicher Art für einzelne Länder haben 
in der bisherigen Entwicklung der EU die vertiefte Integration oft 
beschleunigt. Als Beispiel hierfür aus der jüngsten Vergangenheit ist 
die Zustimmung Irlands zum Reformvertrag zu nennen. Nachdem 
die irische Bevölkerung diesem im Juni 2008 eine Absage erteilte und 
damit die EU in eine Krise stürzte, hat die EU im Vertragswerk die 
entsprechenden Nachbesserungen unter Berücksichtigung der iri-
schen Interessen vorgenommen. Am 2. Oktober 2009 haben die Iren 
den Reformvertrag bejaht – der Vertrag von Lissabon wird nun am 
1. Dezember 2009 in Kraft treten. Insbesondere das Zugeständnis an 
Irland, dass es weiterhin einen Kommissar stellen kann, war aller-
dings nicht unumstritten. Ursprünglich war vorgesehen, die Anzahl 
der Kommissare auf zwei Drittel der Anzahl der Mitgliedsländer ab-
zusenken, womit sich eine höhere Effizienz versprochen wurde. Diese 
Regel wurde nun ausgesetzt, sodass weiterhin jedes Land mit einem 
Kommissar vertreten sein wird. Nach Jo Leinen, Vorsitzender des 
Verfassungsausschusses im EU-Parlament, wird durch dieses Vorge-

                                                 
3  Vgl. CEP (2008). Die Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im EU-Ministerrat steht 

seit der Einheitlichen Europäischen Akte (1987) immer wieder auf der Agenda bei Ver-
tragsrevisionen.  

4 Es bleibt jedoch abzuwarten, ob nicht die Bedingungen der qualifizierten Mehrheit die 
Entscheidungsfindung erschweren werden. Die komplizierte Struktur der doppelten 
Mehrheit für die 55% der Mitgliedstaaten (mindestens 15 Länder) und 65% der Bevölke-
rung notwendig sind (und einer Sperrminorität von mindestens 4 Mitgliedstaaten) kann 
hier eventuell hemmend wirken. Hofmann/Wessels (2008), S. 15. 
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hen jedoch ein falsches Signal gesendet: Das Blockieren in einer Uni-
on, um Zugeständnisse zu erreichen, lohnt sich – insbesondere, wenn 
einstimmig abgestimmt wird und das Veto eines Landes den gesam-
ten Ratifikationsprozess zum Erliegen bringen kann.5 Nicht von un-
gefähr kommen daher immer mehr Stimmen auf, die die Zugeständ-
nisse und den zum europäischen Entwicklungsprozess gehörenden 
„Kuhhandel“ anprangern und stattdessen vorschlagen, dass diejeni-
gen Länder, die einer weiteren Integration unter den gegebenen Um-
ständen nicht zustimmen können, austreten sollten – zum Wohle der 
verbleibenden Staaten. Auch wenn ein Austritt zunächst undenkbar 
erscheinen mag, vor dem Hintergrund, dass bisher noch kein Land 
die Union verlassen hat und die Union als dauerhaft bestehende 
Schicksalsgemeinschaft geplant war, so ist nicht auszuschließen, dass 
die Länder künftig davon Gebrauch machen könnten. Auslöser dafür 
muss nicht zwangsläufig eine Vertragsabstimmung, sondern können 
auch neu eingetretene Umstände sein, wie eine gravierende Wirt-
schafts- und Finanzkrise.Die vorangegangenen Ausführungen ver-
deutlichen, dass der Austritt als mögliche Handlungsoption Relevanz 
erhalten kann. Dabei erhält die Austrittsmöglichkeit mit dem Ver-
trag von Lissabon nun auch die rechtliche Legitimation, denn zum 
ersten Mal wird in ein europäisches Vertragswerk die explizite Aus-
trittsoption aufgenommen, die es einem Mitgliedsland zukünftig er-
lauben wird, die Union einseitig und ohne Angabe von Gründen zu 
verlassen.  

Falls die Länder die Austrittsoption ernst nehmen sollten, sind nach-
haltige Veränderungen im europäischen Integrationsgefüge zu er-
warten, die die weitere Funktionsfähigkeit der EU auf den Prüfstand 
stellen würden. Es stellt sich somit die Frage, welchen Stellenwert 
dieses Austrittsrecht sowohl für die Union als auch für die Mitglieds-
länder zukünftig haben wird: Handelt es sich hierbei um eine Option, 
die zwar die mitgliedsstaatliche Souveränität bekräftigt, aber ledig-

                                                 
5  o. V. (2008). 
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lich als ultima ratio angedacht wird (wenn ein Verbleib in der EU 
tatsächlich nicht mehr tragfähig ist) und damit zunächst irrelevant 
ist? Könnte es als Drohmittel instrumentalisiert werden? Begünstigt 
es womöglich die Flexibilität bei weiteren Vertiefungs- und Erweite-
rungsbestrebungen, die angesichts der bereits fortgeschrittenen 
wirtschaftlichen und politischen Integration Europas nötiger wird? 
Oder wird mit der nun expliziten Austrittsmöglichkeit das Ende des 
europäischen Integrationsprozesses eingeläutet, wenn Mitgliedslän-
der jederzeit ohne Angabe eines Grundes austreten können? Ist die 
Austrittsoption für den weiteren Integrationsprozess förderlich oder 
hemmt sie ihn?  

1.2 Aufbau der Arbeit 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, eine ökonomische Analyse 
zum Austrittsrecht, das im Vertrag von Lissabon niedergeschrieben 
ist, durchzuführen. Dazu wird zunächst in Kapitel 2 das Recht auf 
Austritt thematisch erläutert, um eine Ausgangsbasis für die weitere 
Betrachtung zu schaffen. Dazu gilt es zunächst zu klären, ob und an-
hand welcher rechtlichen Normen ein Austritt bereits im derzeitigen 
Vertragswerk möglich sein könnte (Abschnitt 2.1). Aufbauend darauf 
wird im Anschluss erörtert, weshalb die EU unter Beachtung der 
damit einhergehenden Risiken und Chancen nun überhaupt ein ver-
traglich garantiertes Austrittsrecht eingeführt hat (Abschnitt 2.2). 
Schließlich erfolgt eine genaue Analyse des Austrittsartikels (Ab-
schnitt 2.3) und der sich daraus ergebenden, insbesondere juristi-
schen Schlussfolgerungen.  

Nach dieser umfassenden Einordnung der Austrittsmöglichkeit wird 
in Kapitel 3 der Überlegung nachgegangen, welche Relevanz die 
Austrittsoption für die EU-Mitgliedsländer tatsächlich besitzt. Dabei 
spielt eine Rolle, unter welchen Umständen ein Mitgliedsland den 
Austritt ins Auge fassen und das entsprechende Verfahren einleiten 


